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Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Von der polniſchen Grenze, 14. März, Nachts. 
Nach Nachrichten aus Warſchau brachte Baron Meyendorf 
geſtern die Nachricht dahin, daß die Adreſſe vom Kaiſer nicht 
günſtig aufgenommen worden ſei. Conceſſionen ſollen fol⸗ 
gende ſein: Neconſtituirung des Staatsraths, vollſtändige 
Reform des öffentlichen Erziehungsweſens, Wahl der Muni⸗ 
cipalitäten aus Bürgern. Gortſchakoff wird polniſche 
Notablen berufen, um alle Arten Reformen in allen Ver⸗ 
waltungszweigen vorzuſchlagen, zu prüfen und demnächſt feſt⸗ 
zuftellen. 

Paris, 14. März. Nach hier eingetroffenen Nachrich⸗ 
ten aus Konſtantinopel vom 12. d. verweigert die Pforte 
ihre inneren Angelegenheiten zum Gegenſtand der Unterhand⸗ 
lung in der Konferenz machen zu laſſen. 

Wien, 14. März, Abends. Die „Oeſterreichiſche Ztg.“ 
enthält ein Telegramm aus Paris, nach welchem Frankreich 
den Vorſchlag angenommen, die Occupation Syriens auf 
drei Monate zu verlängern. 

Paris, 13. März. Der geſetzgebende Körper ſetzt die Adreß⸗Debatte 
fort. Plichon ſagt, es ſei für Faden 1 gefährlich, feine Lage in der Mitte 
von drei mächtigen Reichen zu haben, welche es bedrohen. Er räth, auf die 
Verbindung mit Rußland nicht zu rechnen und wieder zur Ausführung der 
Präliminarien von Villafranca zu ſchreiten. Als der Redner auch das Be⸗ 
nehmen der Zuaven von Caſtelfidardo und Victor Emanuel angreift, ver⸗ 
weiſt ihm dies Hr. v. Morny, da ſich Abweſende nicht vertheidigen könnten. 
Baroche erllärt, auf dieſe Giſt und Galle ſpeiende Rede antworten zu wol⸗ 
len. Niemals ſei die Regierung des Kaiſers, weder in en noch Oeſter⸗ 
reich ſo beitig angegriffen worden. Der Miniſter wirft Hrn. Plichon ror, 
geſagt zu haben, daß der Name Napoleons III. in Europa ein Gegenſtand 
des Mißtrauens geworden wäre; er ſtaunt über das denjenigen Souveränen, 
welche bei Solferino gegen Frankreich gekämpft haben, geſpendete Lob ſo 
wie über die Sympathien, welche man für 4 B51 Regierungen und für 
ſolche Beleidigungen, welche den mit Frankreich Verbündeten zugefügt wer: 
den, zur Schau trägt. Baroche weiſt die von engliſcher Seite gegen die 
Regierung erhobenen Beſchuldigungen, den Mantel auf beiden Schultern zu 
tragen und zu intriguiren, entſchieden zurück. Er rechtfertigt die Politik des 
Kaiſers in Rom und Italien. ; 

Paris, 13. März. General Goyon hat eine franzöſiſche Truppenab⸗ 
theilung nach . (bei Froſinone) und Pontecorvo geſandt. Die ita⸗ 
lieniſchen Truppen haben ſich vor derſelben zurückgezogen. — In Rom er⸗ 
wartet man eine außerordentliche Demonſtration und eine baldige Löſung 
Abe ohne Kampf. — Dreißig piemonteſiſche Erzbisthümer bleiben 
unbeſetzt. 

Paris, 13. März. Der „Moniteur“ meldet, daß die guten Dienſte 
Frankreichs die Capitulgtion der Citadelle Meſſinas und von Civitella del 
Tronto herbeigeführt haben. 

Paris, 13. März. Türkiſche Truppen ſind nach lebhaftem Kampfe bei 
Samnianinka gelandet. Die türkiſchen Schiffe haben bei dieſer Gelegenheit 
den Montenegrinern fühlbare Verluſte beigebracht. 3 5 

Paris, 14. März. In der geſtrigen Sitzung der Legislativen griff der 
Deputirte Keller bei Gelegenheit der Adreßbebatte die Politik der Regierung 
heftig an. Er ſagt, ſie ſei die Ausführung des Programmes, welches der 
im „Moniteur“ veröffentlichte Brief Orſini's enthalten habe. Die Politil 
der Regierung ſel weder aufrichtig revolutionär, noch aufrichtig conſervativ. 
Er will, daß die Regierung endlich gegen die Revolution vorgehe und au 
; Der Minister Billault antwortete: Er prote: 
egen die u als ſei die Regierung vor dem Dolche von 

gewichen, beklagt die heftigen Angriffe und verthei⸗ 
Hiermit iſt die allgemeine Dis⸗ 


N 8 zurückkomme. 

ire 
euchelmordern zuri ; 
digt energiſch die Politik der Regierung. 
en geſchloſſen. > 
London, 13. März. Laut den neueſteu Nachrichten aus Neu:Seeland 
ſind die Engländer nach wie vor ſiegreich. 

London, 13. März. Laut Berichten aus Calcutta, 8. Febr., dauert die 
Hungersnoth in den nordweſtlichen Provinzen fort. 

5 Wie ei ic. e 7. Febr., gemeldet wird, ſind die Franzoſen in 
aigon ſiegreich. 

Nach Berichten aus Canton, 1. Febr., iſt Lord Elgin nach Manilla ab: 
gegangen. Der Handel liegt darnieder. 5 

London, 14. März. Nach weiteren Berichten aus Waſhington vom 
2. d. M. hat der Congreß beſchloſſen, Neu⸗Mexico in die Union aufzunehmen 
und zwar je nach dem Volkswillen mit oder ohne Sclaverei. Man hielt bei 
Abgang des Dampfers aus Newyork die Situation für bedenklich. 

Shanghae, 24. Jan. Peking iſt ruhig. Der Geſundheitszuſtand der 
Truppen in Tientſin iſt ein erfreulicher. Die Inſurgenten find von den 
* bei Ehſien und von Prinz Sangtolinfin bei Shatang geſchlagen. 

er n der Dinge in Japan iſt ein friedlicher. Die preußiſche Ge⸗ 
ſandtſchaft hat den Vertrag mit Japan abgeſchloſſen. 

Aus dem Haag, 13. März. Das neue Miniſterium iſt folgendermaßen 
uſammengeſetzt: Caſambroot, Krieg; Godefroi, Juſtiz; Baron von 
Zuplen von Nijevelt, Auswärtiges; Baron Kattendyk, Marine; 
Jels van Goudriaan, ier at Loudre, Colonien; Telles, prote⸗ 
ſtantiſcher, Strens, katholiſcher Kultusminiſter. Nur die drei erſtgenannten 
befanden ſich ſchon im Kabinet van Hall. 

Hamburg, 14. März. In is Abendſitzung der Bürgerſchaft iſt 
die Aufhebung der Acciſe für preußiſche Spirituoſen ꝛc. bei namentlicher Ge⸗ 
neralabſtimmung mit 90 gegen 71 Stimmen angenommen worden. Da die 
Geſchäftsordnung eine Majerität von Zweidrittheilen erfordert, fo wird die 
ang innerhalb vierzehn Tagen wiederholt, wobei einſache Stimmen: 
mehrheit genügt. 

Bern, 13. März. Profſeſſor Hildebrand Hen Flucht wegen der Oſt⸗ 
weſtbahn⸗Angelegenheit behauptet worden war) iſt geſtern in die Schweiz zu⸗ 
rüdgelehrt und dieſen Morgen dahier wieder eingetroffen. 


i a Preußen. 
7 Landtag. 


K. C. 14. Sitzung des Herrenhaufes vom 14. März. 

Präſident Prinz zu Hohenlohe eröffnet die Sitzung um 11% Uhr. — 
Am Miniſtertiſche: v. Auerswald, Graf Pückler, v. Patow und als Reg. 
Commiſſar Geh. Rath Bitter. — Die Tribünen find zahlreich beſetzt. In 
der Hofloge Prinz Friedrich Karl; viele Mitglieder des Hauſes der Abgeord⸗ 
neten ſind anweſend, auch die Diplomatie iſt einigermaßen vertreten. 

Herr v. Uſedom iſt in das Haus eingetreten und wird im Laufe der 
Sitzung vom Grafen Schwerin begrüßt. 5 

Zur Verhandlung ſteht der Commiſſions⸗Bericht über den Arnimſchen 
Antrag, aus dem bereits alles Weſentliche mitgetheilt iſt. 8 

Zunächſt handelt es ſich um die Competenz des Herrenhauſes zu ſolchen 
Finanzanträgen gegenüber der Prärogative des andern Hauſes, Finanzgeſetze 
an erſter Stelle zu berathen. Der betr. Artikel 62 der Verfaſſung beſagt: 
„Finanzgeſetz-Entwürfe und Staatshaushalts⸗Etats werden zuerſt der zweiten 
Kammer vorgelegt, letztere werden von der erſten Kammer im Ganzen an⸗ 
genommen oder abgelehnt.“ Die Regierung hat die Competenz nicht be⸗ 
ſtritten, die Commiſſion hat fie einſtimmig bejaht. 

Berichterſtatter v. Meding: Die Commiſſion habe, um ſelbſt den Schein 
zu vermeiden, als wolle das Haus über ſeine Competenz hinausgehen, ſtatt 
der Form eines Geſetz⸗Entwurfs die Form der „Grundſätze“ gewählt. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow bittet, dieſe Frage mit der allgemeinen Diskuſ⸗ 
. zu verbinden, da ein eigentlicher Antrag der Commiſſion nicht darüber 
vorliege. A N 

Graf Rittberg und der Präſident verweiſen auf den einſtimmigen 
2 der Commiſſion in dieſer Frage und den ausdrücklich geſtellten 

ntrag. - > 

Herr Camphauſen (Berlin): Er erlläre ſich mit dem Beſchluſſe der 
Commiſſion über die Competenzfrage einverſtanden, doch nicht mit deren 


berathen würden. 


hauſe das Recht der Initiative in Finanzſachen genommen. 


Gründen. Dieſe ſtimmten nämlich mit der Entſtehungsgeſchichte des Art. 62 
der Verfaſſuns⸗Urkunde nicht überein. Das Recht der Amendirung des 
Staatshaushalts⸗Etats ſei dem Herrenhauſe genommen, nicht aber das Recht 
der Amendirung von Finanzgeſetzen, und in ſo fern beſtehe ein erheblicher 
Unterſchied mit dem engliſchen Oberhauſe. Es ſollte der zweiten Kammer 
ein überwiegender Einfluß bei Finanzgeſetzen eingeräumt werden, weil die 
erſte Kammer aufgehört habe, eine Wahlkammer zu ſein, und ſo wenig er 
dem Herrenhauſe das Recht der Initiative in Finanzfragen zugeſtehe, eben 
ſo wenig könne man dem Hauſe das Recht, Abänderungs⸗Vorſchläge zu 
machen, abſprechen. Bei Anerkennung des Rechts, Reſolutionen zu faſſen, 
bleibe in jedem Falle die Frage offen, ob ein beſtimmter Antrag zuläſſig ſei 
oder nicht. Anträge, welche darauf berechnet wären, die Berfoflimg zwar 
nicht zu verletzen, doch ſie zu umgehen, würden nicht zuläſſig ſein. Der 
Axnimſche Antrag in ſeiner urſprünglichen Form ſei äußerſt bedenklich ge⸗ 
weſen, aber dieſe Bedenken hätten durch die Aenderung der Commiſſion eine 
Milderung erfahren, — Herr Baumſtark verzichtet nach dieſer Ausführung 
auf das Wort. 

Dr. v. Zander: Es ſcheine nun die Frage entſchieden werden zu 
mü ſſen, ob dem Haufe ein Finanzgeſetzentwurf vorliege, und dieſe Frage 
verneine er ganz entſchieden. Es liege nur eine Reſolution vor, und zu die⸗ 
ſer ſei das Haus berechtigt. Entweder die Staatsregierung gehe auf die 
Reſolution nicht ein und dann ſei alles aus, oder ſie mache davon Ge⸗ 
brauch und dann gehe der betreffende Geſetzentwurf an das Abgeordneten⸗ 
haus. Er ſtelle deshalb anheim, die Kompetenzfrage zu bejahen. 

Graf Rittberg tritt ebenfalls der Kommiſſion bei. Man könne dem 
Herxenhauſe nicht das Recht beſtreiten, über irgend einen Gegenſtand der 
Legislatur ſeine Anſicht zu äußern. Schon das Allgem. Landrecht und dann 
die Verfaſſung im erweiterten Sinne geben jedem Preußen das Recht der 
Petition, man werde alſo dem Herrenhauſe nicht weigern, was jedem 
Preußen zuſtehe. . 

Dr. Stahl: Das Beifpiel Englands ſei nicht maßgebend, da dort die 
Stellung der beiden Häuſer zu einander eine andere ſei. Das Haus der 
Lords war urſprünglich nur oberfter Gerichtshof, auch in nichtpolitiſchen 
Dingen; das Haus der Gemeinen nur dazu da, um die Steuern zu bewilli⸗ 
gen. Bei uns ſeien von Anfang an beide Häufer in allen Dingen gleich⸗ 

eſtellt. Auch die Compoſition der Häuſer ſei bei uns eine andere als in 

ngland. y England ſeien zum Unterhauſe nur ſolche wahlberechtigt, die 
Beſitz oder Grundbeſitz haben. Bei uns ſeien im Herrenhauſe die ſteuerbar⸗ 
ſten Kräfte des Landes und die größten Städte vertreten, während zum Ab⸗ 
geordnetenhauſe auch die große beſitzloſe Maſſe wählberechtigt und Jeder 
wahlberechtigt ſei, der auch nicht das geringſte Intereſſe an den Steuern 
habe. Er freue ſich, heute die Zuſtimmung auch derjenigen zu finden, welche 
beim Einbringen des Antrages Zweifel an der Competenz des Hauſes erho⸗ 
ben hätten. Das Haus ſtehe ganz auf dem Boden der Verfaſſung. Der 
Wortlaut der Verfaſſung ſei nicht zweifelhaft; es handle ſich hier nicht um 
einen Geſetzentwurf, ſondern um einen Antrag. Wenn die Regierung dem 
Herrenhauſe zuſtimme, alſo zwei Faktoren einig ſeien, und das Abgeordne⸗ 
tenhaus dem Herrenhauſe das Recht beſtritte, einen ſolchen Antrag zu ſtel⸗ 
len, ſo würde das Herrenhaus eine ganz eigenthümliche Stellung einnehmen. 
Aber wenn dem auch ſo wäre, wenn das andere Haus auch ein ſolches Recht 
hätte, ſo würde daſſelbe doch durch den jetzigen Vorſchlag nicht verletzt. Es 
wäre ja der Fall möglich, daß Graf Arnim ſein Projekt nicht in Form eines 
Antrages eingebracht, ſondern in einer Rede entwickelt hätte; wenn nun die 
Regierung dann auf Grund der Rede eine Vorlage machte, werde das andere 
Haus auch darin eine Verletzung ſeines Rechtes ſehen? Man könnte dann 
ja noch weiter gehen und ſede Aeußerung eines Herxenhausmitgliedes über 
ein Steuergeſetz als dem Geiſt der Verfaſſung widerſprechend erklären. 

Hr. Baumſtark: Die Beſtimmung des Art. 62 der Verfaſſung ſage, 
daß das Budget und „Finanzgeſetze“ zuerſt vom Haufe der Abgeordneten 
Ein Budget könne nur die Regierung vorlegen, einen 
Finanzentwurf könne aber jeder Abgeordnete einbringen. Und der Arnim'ſche 
Antrag ſei ſowohl in ſeiner urſprünglichen Form als in der Faſſung der 
Commiſſion ein vollſtändiger Finanzgejegentwurf mit Eingangsformel, Ba: 
ragraphen und detaillirten Beſtimmungen über Höhe, Dauer, Modalitä⸗ 
ten der vorgeſchlagenen Beſteuerung. Wenn das nur „Grundſätze“ ſeien 
und kein Finanzgeſetzentwurf, dann gebe es keinen. — Graf Rittberg habe 
das Herrenhaus auf die ſchmale Koſt der Petitionen geſetzt; das ſei ihm zu 
wenig; aber das Recht des Hauſes zu Reſolutionen beſchränke ſich dem Ar⸗ 
tikel 62 gegenüber auf allgemeine Finanzgrundſätze, nicht auf detaillirte Aus⸗ 
führungen. Hier komme hinzu, daß dem Hauſe zugemuthet werde, mitten 
in die Finanzarbeit der Regierung mit dem andern Hauſe einzugreifen. Das 
heiße gegen das lair play in der Grundſteuerfrage verſtoßen. Man ſolle 
ferner nach dem Antrage der Commiſſion den ſog. „Grundſätzen“ ganz im 
Allgemeinen zuſtimmen, im Ganzen Ja oder Nein ſagen; das widerſpreche 
nicht blys dem Gemüthe, ſondern dem geſunden Menſchenverſtande (oh! oh! 
rechts). Nicht weniger als 33 Gründe ſeien von der Regierung vorgebracht, 
und eben ſo viele dagegen, und da ſolle man ſo im Ganzen darüber abſtim⸗ 
men, wie die Commiſſion verlange. > 

Präſident: Der Ausdruck, der Antrag der Commiſſion ſei gegen den 
„geſunden Menſchenverſtand,“ ſei unparlamentariſch. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Es handle ſich nur um einen Antrag an die 
Regierung; das dem Herrenhauſe zuſtehende Recht bei Finanzgeſetzen komme 
erſt ſpäter in Frage, wenn die Regierung den betreffenden Entwurf im an⸗ 
dern Hauſe eingebracht und dieſes ihn angenommen habe. Nicht Art. 62 
oder 64 der Verfaſſung, ſondern Art. 81 komme in Betracht, der beſage: 
„Jede Kammer hat für ſich das Recht, Adreſſen an den König zu richten“ — 
natürlich durch Vermittelung des Miniſteriums. Das Herrenhaus ſolle doch 
in Finanzſachen nicht ganz mundtodt gemacht werden. Die Beſtimmung 
des Art. 62 dürfe nicht „ausdehnend“ interpretirt werden; es komme hinzu, 
daß nach Art. 83 die Mitglieder des einen wie des andern Hauſes „Ver⸗ 
treter des ganzen Volks“ ſeien. Im Art. 62 heiße es ausdrücklich „Finanz: 
geſetze vorlegen“; das aber ſage man nur von der Regierung; bei Mitglie⸗ 
dern ſage man einbringen. Nirgends in der Verfaſſung ſei dem Herren⸗ 
Auch habe das 
Haus ſchon früher (in der Tabaksſteuer) dies ſein Recht ausgeübt. 

Die Miniſter Graf v. Schwerin, v. Bethmann⸗Hollweg und v. Bernuth 
ſind eingetreten. 

Herr Tellkampf: Anträge und Petitionen könne die Regierung ruhig 
ad acta legen; ob man zugebe, ſie könne das mit dem ee a Intrage 
auch thun?! Beſtenfalls ſei der Antrag eine Umgehung der Verfaſſung und 
darum auch hier: prineipiis obsta! > 5 

Ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion über die Competenzfrage wird 
(nachdem Herr Camphauſen (Köln) ſich dagegen erklärt hat) angenommen. 

Herr v. Meding als Berichterſtatter erinnert an den Präcedenzfall des 
von den Herren Below und v. Plötz geſtellten Antrags wegen Einführung 
einer Tabaksſteuer, deſſen Berathung feiner Zeit im Haufe keinen Widerſpruch 

eſunden habe. Analog fei der jetzige Antrag. Soviel ſei richtig, daß Graf 
rnim eine Steuer an Stelle einer andern ſetzen wolle, aber dies hätte 
nicht anders formulirt werden können als geſchehen. 

Die Competenz des Hauſes wird mit großer Majorität bejaht. Da⸗ 
für ſtimmen außer den Conſervativen noch einige Vertreter der Städte wie 
Haſſelbach u. ſ. w. 

Es folgt die Berathung des Antrags ſelber. Berichterſtatter Herr von 
Meding will die Gründe des Berichts nicht recapituliren; der Antrag ſei 
keine Demonſtration gegen die Grundſteuer, nicht darauf berechnet, der oc 
fältigen Berathung der betreffenden Vorlagen zu präjudiziren. (Heiterkeit 
links.) Er wolle nachweiſen, daß Mittel vorhanden ſeien, das Bedürfniß für 
das Militär zu decken, ohne die Grundſteuer zu erhöhen. Der Antrag habe 
die Finanzen Preußens im Allgemeinen im Auge. Die Commiſſion habe 
das näher unterſucht und gefunden, daß Preußens finanzielle Lage keine 
blühende ſei; die Antragſteller ſeien nun der Anſicht, daß jetzt noch der Zeit⸗ 
punkt ſei, eine Verbeſſerung dieſer Lage anzuſtreben. 4 

Graf Arnim, der als Antragſteller zuerſt das Wort erhält, geht zu⸗ 
nächſt auf die Entſtehung des Antrags näher ein. Im Jahre 1859 kam die 
Grund — als eine Finanz⸗ und Steuerfrage, unabhängig von aller 
politiſchen Bedeutung, zuerſt an das Abgeordnetenhaus; ſie fand dort Wider⸗ 
ſpruch und gelangte nicht an das Herrenhaus. Im Jahre 1860 kam ſie 
wieder an die Abgeordneten, und es ward erklärt, daß die Annahme der 
einzige Weg zur Ausführung der Militär⸗Organiſation ſei. Der Finanz⸗ 


men 


Miniſter forderte nun das Herrenhaus, als daſſelbe die Vorlagen zum Theil 
ablehnte, auf: ſeinerſeits Vorſchläge zu machen. Das Verfahren des Herren⸗ 
hauſes iſt, leider auch in Kreiſen, auf deren Urtheil wir Gewicht legen, als 
unpatriotiſch bezeichnet worden; dies konnte und durſte nicht Abwehr blei⸗ 
ben. Die Grundſteuervorlagen waren abermals zu erwarten, die Wahrſchein⸗ 
lichkeit der nochmaligen Ablehnung lag nahe, der Vorwurf, die inzwiſchen 
zur Thatſache gewordene Militär⸗Organiſation 3 zu machen, drohte 
wieder; das war hinreichend für uns, neue Mittel und Wege zur 
Deckung des Bedürſniſſes anzugeben. Wir haben nicht allgemeine 
Wünſche angeben wollen, ſondern ſpezielle praktikable Darlegungen, einen 
Weg, der zugleich gerecht wäre. Ich muß der Behauptung widerſprechen, 
daß der Antrag bei Berathung der Grundſteuer habe eingebracht wer⸗ 
den müſſen; gerade unſere Loyalität hat uns bewogen, 
zutreten; es wäre ſonſt zu ſpät geweſen, und man hätte unſern Schritt als 
Vorwand der Ablehnung, als eine Demonſtration anſehen können. Zweck des 
Antrages iſt ſomit die Grundſteuervorlage vorzubereiten. Wir ſind im vori⸗ 


en Jahre angegriffen worden; dieſer Antrag iſt unſre Vertheidigung. — 


Das Detail der Grundſteuerfrage gehört nicht hierher, nur die Frage, wie 
ſich die Grundſteuerfrage zur Militär⸗Organiſation verhalte. Früher ſagte 
man, die Ausgleichung ſei nothwendig, weil gerecht; jetzt ſagt man, ſie fe 
nöthig, weil die Erhöhung der Grundſteuer nöthig ſei. Die Ausgleichung ift 
alſo jetzt Mittel der Erhöhung, wie früher der Zweck. Andere ſehen das um⸗ 
gekehrt an: die Militär⸗Organiſation als das Mittel, die Ausgleichung zu erlan⸗ 
gen. (Sehr wahr! rechts.) Wer unſern Antrag annimmt, kann mit vollem Recht 
für die Ausgleichung und die Regierungsvorlagen ſtimmen, ebenſo wer den An⸗ 
trag ablehnt. Eine Ausgleichung der Grundſteuer iſt auf verſchiedene Weiſe 
möglich, es iſt aber nicht gerecht, eine Landesvertretung in die peinliche 
Lage zu verſetzen, daß man ſagt: entweder dieſe Ausgleichung oder keine Mili⸗ 
tär⸗Organiſation? Wo iſt hier das fair play? Man will unter Drohungen 
auf die Ueberzeugungen einen Druck ausüben, und dem ſoll unſer Antrag 
entgegentreten. (Bravo.); 2 3 

Die Bedingungen, welche der Finanzminiſter an ſein Projekt geknüpft, 
ſind für uns unannehmbar. Es fragt ſich, ob die Militär⸗Organiſakion auf 
dem Wege der Regierung, oder auf dem jetzt vorgeſchlagenen beſſer gefördert 
werde? Der Finanzminiſter deckt das Bedürfniß aus den Steuerzuſchlägen 


von 25 pCt. im Betrage von 3,600,000 Thlr. bis 1866 oder vielmehr nur 


bis 1862, da ja das Abgeordnetenhaus es in der Gewalt habe, von 1862 
ab den Zuſchlag zu verweigern. Von 1866 deckt er das Deficit aus der Er⸗ 


höhung der Grundſteuer im Betrage von 2,200,000 Thlrn., oder aus den 
jährlich um 800,000 Thlr. ſteigenden Mehr⸗Einnahmen. Iſt das 1 3 
über, 


Das jo ſchwindet ja aus den Mehr⸗Einnahmen das Deficit 
Das Deficit, welches nach 1866 bleibt, kann nach den Berechnungen des Mi⸗ 
niſters nur noch 2 oder 3 Jahre bleiben, und trotzdem will der Miniſter die 
Grundſteuer für immer erhöhen. Ueber den Zeitpunkt von 1862-65 iſt 
man früher im Dunkeln geweſen, jetzt weiß man erſt, daß der Miniſter 
für dieſe Zeit auf die Forterhebung des Zuſchlages rechnet, und ſomit 
die Laſt auf die Schultern Aller legt, nicht untenſcheidet in der Frage des 
Einkommens, ſondern ſicheres und unſicheres Einkommen beſteuert. Der 
Miniſter ſtellt eine unwiderrufliche Maßregel unter die widerrufliche 
Zuſtimmung der Landesvertretung. 


(Inzwiſchin iſt der Kronprinz in der Hofloge erſchienen; am Miniſter⸗ 


tiſche: Fürſt zu Hohenzollern und der Kriegsminiſter.) 

Unſer Plan dagegen gewährt der Regierung ſofortige Mittel und giebt 
mehr als der ihrige. 
Finanzminiſter bis 1866 auf den 25 % ⸗Zuſchlag rechnet, jo gut darf man 
dieſe Erhöhung vom fundirten Einkommen fordern. 
ſollen 66% %, in den niederen 33% % und vom nicht fundirten Einkom⸗ 

25 % mehr b werden; das giebt offenbar mehr, als eine 6 
höhung jeder Einkommenſteuer um 25 %, und zwar um eine 
Unſer Plan läßt ferner für die Zeit von 1866 an freie Hand bindet nicht 
die Regierung, nicht die Landesvertretung, wie dann die Mehrausgaben 
gedeckt werden ſollen. Für die nächſten 4 Jahre ſtellt unſer Plan die Re⸗ 
gierung viel freier gegen die Landesvertretung. Daß das wünſchenswerth 
ſei, erkennt der Finanzminiſter ſelbſt an; er fragt nach dem Wie; unſer 
Antrag wird ihn bewegen, ſelbſt Mittel und Wege auszufinden. Im Jahre 
1859 iſt der 25% ⸗Zuſchlag bis Ende 1862 in einem Akt bewilligt; warum 
ſoll nicht in einem Votum der Landesvertretung Aehnlichesſ bis 1866 bewil⸗ 
ligt werden? Ein Richter, der nicht mit einer Manie für die Grundſteuer 
behaftet iſt, würde über beide Pläne einen Richterſpruch fällen, den wir 
getroſt erwarten können. 

Unſer Plan ſoll ausführbar, die Ermittelung des Einkommens nach ſei⸗ 
nen verſchiedenen Quellen unmöglich ſein. Nun, in Baiern beſteht eine 
förmliche Kapitalſteuer, in Würtemberg ebenfalls; da iſt ſie ſeit 1848 auf 


5 % des Zinsertrages erhöht; in den dreißiger Jahren brachte fie 130,000 


Gulden ein, im Jahre 1848— 1849 über eine halbe Million; in Sachſen, 
wo ſie beſtanden hat, iſt man ohne die Faſſion (Selbſteinſchätzung) ausge⸗ 
kommen, was der Finanzminiſter ja für unmöglich hält. Zwar hat man in 


Sachſen die Einkommenſteuer verlaſſen, das iſt richtig, aber wir haben ſie 


einmal. — Schwieriger iſt die Einſchätzung bei den in gewerblichen Unter⸗ 
nehmungen angelegten Kapitalien, das iſt supugeben. 
der Schwierigkeit würde fein, daß man alle Kapitalien frei läßt von Steuer. 
Indeß da iſt zu helfen; man frage nur den Kapitaliſten — nicht wie viel 
er Einkommen hat, ſondern wie viel Vermögen; das kann jeder ange⸗ 
ben, jo gut wie wir Grundeigentbümer; denn was ich an Grundeigenthüm 
habe, kann ich wohl ſagen, aber was es mir einbringt — ja, das kann ich 
nicht ſagen, und wenn Sie mich todtſchlagen. — Ein ferneres Mittel iſt das 
(ſchon im Comm.⸗Berichte erwähnte), die Differenz zwiſchen dem üblichen Er⸗ 
trage von 10% und dem ſonſtigen landesüblichen Zins von 5 % zu be 


ſteuern. — Ein drittes Mittel iſt, wie man es in Oeſterreich und England 


macht: wer die Zinſen zahlt, muß gleich die Einkommenſteuer zahlen; fie 
wird dem Gläubiger gleich abgezogen. — Der Finanzminiſter ſagt, vier 
Fünftel des Einkommens werde jetzt gar nicht von der Steuer getroffen; 
nun das iſt doch Grund genug, auf Mittel zu ſinnen, wie man auch dieſe 
vier Fünftel trifft. 

Bei den Klaſſenſteuerpflichtigen ſoll es noch ſchwieriger ſein, weil in den 


Einſchätzungsliſten nicht die verſchiedenen Rubriken ſind, wie bei den Ein⸗ 


kommenſteuerpflichtigen; eine vollſtändige Aenderung des Steuergeſezes von 
1851 ſoll nöthig fein, um unſern Plan auszuführen; nun, nach den eigenen 
Erklärungen der Regierung iſt ja dies Geſetz in ſeiner Ausführung ſehr un: 
vollkommen, eine Abänderung daher nothwendig. 

Die Gerechtigkeit unſers Antrages iſt hauptſächlich nur von den Städten 
beſtritten, jedoch mit Unrecht; denn es muß nothwendig da die meiſte Ein⸗ 
kommenſteuer gezahlt werden, wo die meiſten Steuerpflichtigen wohnen und 


der meiſte Wohlſtand herrſcht, und das iſt in den Städten. — Herr Haſſel⸗ 


bach hat ferner gemeint, daß die Beſteuerung des Erwerbs⸗Kapitals unmög⸗ 
lich ſei; das iſt auch nicht richtig. Die Bevölkerung der Städte beſteht gib 
tentheils aus ſolchen, die kein fundirtes Einkommen haben; nach dem Vor⸗ 
ſchlage des Finanzminiſters werden nun Alle getroffen, auch die ärmſten, 
mit 25 pCt., wäbrend nach unſerem Vorſchlage zwei Drittel davon vorweg 
enommen und auf die Schultern der beſſer Situirten gelegt werden. Auf⸗ 
allenderweiſe iſt in der Kommiſſion kein Wort darüber vernommen worden, 
was ſchon 1847 die Regierung anerkannt hat, daß es nämlich gerathen iſt, 
bei x Einkommenſteuer das fundirte Einkommen vom nicht fundirten zu 
unterſcheiden. 5 

Mehrbedürfniſſe ſind unleugbar vorhanden für das Heer und die Marine 
— wenn auch nicht zu dem Zwecke, um Reiſen in chineſiſche Gewäſſer zu 
machen und dabei verloren zu gehen —, aber für die Deckung derſelben {fe 
ich mich von den Grundſätzen bewährter Autoritäten, z. B. meines Lehrers 
Maaſſen über unſere Steuergeſetzgebung leiten. Ei der direkten Beſteuerung 
haben wir in den letzten Jahrzehnten rapide Fortſchritte gemacht; aber un⸗ 
ſere indirekte Beſteuerung ſtagnirt ſeit Gründung des Zollvereins. Auf 
indirektem Wege habe wir ſeit 1820 nur mehr beſteuert Rüben und Kartof⸗ 
feln, und jetzt erklärt die Regierung wiederholt, es bleibe dabei; aus den 
indirekten Steuern wiſſe fie keine Mehreinnahme zu ſchaffen. Und dabei er⸗ 
klärt ſie, die Kapitalien wolle ſie nicht höher beſteuern. Was bleibt da? 
Freilich, die Grundſteuer. In England iſt der Verlauf ein andrer geweſen; 
die Stempelſteuer hat ſich vervielfacht, und die Stempelſteuer hängt von uns 
allein ab, nicht vom Zollverein. In andern, auch continentalen Ländern, 
iſt es ähnlich gegangen. — Von der Tabaksſteuer beträgt die Zolleinnahme 


früher hervor⸗ 


So gut wie vom nicht fundirten Einkommen der 
In den höheren Alafien || 


Million. — 


Aber die Conſequenz N 
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— = 618 8 
enn man das Einkommen ſo anfaßt, wie 
edit leiden, deſſen = Se a 


ft,„ab Oſtſee unverändert, 4 
ung bleibt günſtig; loed 


im Zollverein nicht geringer als in den andern Ländern, — verpercle un⸗ 


ſeres Antrages, wie auch deſſen Schickſal fein mag, wird der ſein, daß wir e lſte ichtiger Städte würde, dafür] Sack Rio umgeſetzt. Zink fille 
documentiren, die Mittel für die Armee-Organifation auf eine gerechte Weiſe I i Bel aber 30000 Perſonen der A| 82 = be. 21 
beſchaffen zu wollen. Ich werde vo nicht bereuen, 1 geek. Wer a N dirten Einkommenſteuer heran⸗Feſte Preiſe. 

mag daraus werden, was da wolle. Deshalb hat mir ein Vorwurf, der mir erden müßten; daß das nicht leicht iſt, liegt auf der Hand. — 5 

18 5 vo bien Sch Seite gemacht iſt, am weheſten gethan, daß ich näm⸗ tz, et ignorirt das Mißverhältniß zwiſchen den 

lich der Regiekung Schwierigkeiten in einem Momente bereite, wo äußere u und dem platten Lande. 
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Freiw. Staats-Anleihe4½ 101 bz. 
Staats- Anl. von 1860, 
52, 54, 55, 56, 57 4½/10 1% ba. 
dito 1833| 4 06% B. 
dito 1859) 5 100 ba. 
Staats-Schuld-Sch. ... 3% 8% bz. 
Präm.-Anl. von 1855 3½ 117 
Berliner Stadt-Obl. . 0 1014, 6. 
1 
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Conflicte drohen. Aber ein ſchlechtes Grundſteuergeſetz führt noch viel mehr Kurz vor 4 Uhr wird die Diskuſſion auf morgen 11 Uhr vertagt. Es 
Schwierigkeiten herbei, und im Moment eines ſolchen Conflictes werden | find noch 14 Redner eingeſchrieben; für die Abſtimmung iſt von Intereſſe, 
alle, die die Schärfe des Wortes gegen einander kehren, einmüthig zuſammen] daß gegen den Antrag unter andern eingeſchrieben ſind: Graf Rittberg und 
ſtehen und die Schärfe des Schwertes gegen den Feind kehren. (Bravo.) Herr v. Düesberg. 
si Finanzminiſter v. Patow: Der Vorredner habe im letzten Theile feines Ruf lan d 
5 ee ſich als der Schüler eines Mannes bekannt, zu deſſen Schülern W̃ 13 5 * 
N gu gehören auch er Ger Minifter)- ſich zum größten Ruhme anrechne. Er. AV arſchau, 13. März. [Enttäuschung.] Heute durch⸗ 
habe dieſem, feinem Vorgänger ſehr nahe geſtanden und er habe die Genug⸗ lief die Stadt das Gerücht, daß der von St. Petersburg zurückgekehrte 


Kur- u. Neumark. . 3 
dito dito 


"hung, daß derjelbe in den letzten Tagen jeines Lebens fagte; er ſterbe ge: Flügeladjutant des Kaiſers Baron Meyendorf ein Schreiben Sr. Ma 5 
rost, weil er wiſſe, daß er in ihm, dem Miniſter, einen Vertreter feiner |jeftät an den Fürſten⸗Statthalter überbracht habe, welches als A Al e 79 
Grundſätze habe. Wenn jener große Mann gegenwärtig auf Erden weilte, N 1 . n 7 FF 11712 
ſo würde es unzweifelhaft ſein, auf weſſen Seite er ſich ftellen würde. auf die Adreſſe dem Lande die gewünſchten Goncefionen gewährt. Db- | 5 ee 
Bereits in der Commiſſion habe er die Erklarung abgegeben, daß er den wohl noch Niemand außer der nächſten Umgebung des Fürſten — derf ate neue... .... 4 190% 8. 
Antrag weder mit einer geſunden Finanz⸗Politik vereinbar, noch überhaupt] Baron Meyendorf iſt nämlich erſt geſtern Nacht hier angekommen — | „- eg 3407 8 
. halte. Dieſe Frage wolle er jedoch dahin geſtellt ſein laſſen, ſie[Kenntniß von dem Inhalt dieſes Schreibens haben konnte, fo wollte] ® Pommersche ..... 4 (0114 ba. 
wei fpäter nad erörtert werben. . man doch ſchon allgemein die gemachten Gonceffionen kennen und be | 3 Preusische......| 4 198% ba 
ge allgemeine Betrachtungen. Zu dieſem Zwecke müſſe er den | e Ä i 2 Westf. u. Rhein. 4 196 

ſchon oft erörterten, aber noch nicht gehörig gewärdigten Standpunkt der zeichnete als ſolche: 1) die Gewährung einer Kada stanu (Staat | 5 |Sächsische......: 4 07% 0. 

Regierung noch einmal darlegen. Die Regierung, ſei an das große Werk] rath), 2) einer Rada municipalua (Stadtrath für die Stadt War |, 1 Ar 
der Heeres:Organifation gegangen, mei Ne, bie Löſun ate ufgabe G ſchau) und 3) endlich, die Genehmigung Sr. Majeſtät des Ka FF 
eine im Intereſſe der Krone und des Vaterlandes unabweisliche halte. Sie ſers, daß fortab die Aufrechthaltung der Ordnung, Ruhe und öffent: Aurlinalcche Handı, 


Oesterr. Metall. 
dito 54er Pr.-Anl. 
dito neue 100-f.-L. 


rage betreffe, unter ſchwierigen Verhältniſſen an dieſelbe herantrete. Es ſei in 0 Hau a * 
reußen ſtets feitgehalten worden, daß dauernde Ausgaben nicht herbeigeführt, ſolle, d. h. der Bürger⸗Ausſchuß in ſeiner gegenwärtigen Beſchaffenhe 
e 0 Die 1 — 1 une 1 7 en eier in Permanenz erklärt werde.) Dies Gerücht durchflog wie ein Bli 
aben nicht geſicherte Einnahmequellen gegenüber. ſtänden. e die die ganze Stadt; allgemei d i 
Staatsregierung in der vorliegenden Frage dieſen Grundſatz feſthalten wol⸗ 15 Gem Fin 1 a e N ed 


5 ſich keinen Augenblid verhehlt, daß ſie, mas die finanzielle Seite biefer lichen Sicherheit der Stadt Warſchau ibren Bürgern anvertraut fei 


dito Nat.-Anleihe. 
Russ.-engl. Anleihe .. 


Preiſe geboten, Lieferung feſtzzab auswärts ohne Geſchäft. 0 
fe NH 2 8 23%, pr. Oktober 247. Kaffee, 


Pivernsol, 14. März. [Baumwolle.] 10,0 0 Ballen Umſatz. — 


Berliner Börse vom 14. März 1861. 


len, ſo würde die Organiſation nicht ausgeführt jein; die Regierung mußte . 5 30370 
ſich enzſchließen, die Maß regel durchzuführen, auf die Gewißheit hin, wäh⸗ lungen, die von hochgeſtellten, gut unterrichteten Perſönlichkeiten, he 


rend einer Reihe von Jahren ein Defizit zu tragen; die aß dere konnte] rühren ſollten. Man erwartete die Veröffentlichung des Antwortſchreif 
a 


5 
4 
5 
5 
dito 5. Anleihe...| 5 
4 
4 
4 
498 B. 
» 


5 93 ½ ba. 


darauf nur eingehen unter der beftimmten Voraussetzung, daß der von ihr bens Sr. Majeftät in den heutigen Blättern. Indeß erfolglos. Noch uche, 40 Tl 77% 
ſelbſt als mißlich anerkannte Zuſtand nur ein vorübergehender ſein werde. 5 N 5 Dee A . Kurhess. 40 Thlr.. . . 43 ½ etw. ba. 
Die Regierung gehe davon aus, daß, um dieſes Ziel zu erreichen, die Her; grauſamer wird die Enttäuſchung fein, die der Stadt für morgen oder Ae de 

Div. Z. 


unerläßlich nothwendig ſei. Sie müſſe deßhalb daran feſthalten, daß alle] lich, daß allerdings ein Schreiben des Kaiſers an den Fürſten⸗Statt⸗ 


beiführung einer dauernden Mehr⸗Einnahme von nicht geringem Betrage übermorgen bevorſteht. — Aus ſicherſter Quelle erfahren wir nämf 
Diejenigen, welche die Umgeſtaltung des Heerweſens el 


1860| F. 
t erhalten, welche halter durch die Vermittelung des Herrn v. Meyendorf hier angelangt | Ach Mine. — 1% Ba: 
4 


nicht wollen, daß die wohl begründeten preußiſchen 1 zerrüttet wer- it, aber von durchaus ande Aach.-Mastricht. Ba DE USE 
8 0 h \ 5 8 „ aus anderem Inhalte, als dem oben beſprochenen. Da Amst.-Rotterdam| — | 4 19%, & % ba. 
den, ſich der Aufgabe nicht entziehen lönnen eine jortbauernbe Neher Kaiſer drückt nämlich in dieſem Schreiben feinen Schmerz über die Vorfäll r 5 Arne be 


nahme der Staatskaſſe zu beſchaffen, und zwar durch die von der Regierung S h e f 
vorgeſchlagene Erhöhung der Grundſteuer. Wenn die Darlegung dieſer [vom 25. und 27. v. M. aus, rügt aber in ſtrenger Weiſe das Verhalten der 


3 al eine Drohung angeſehen werde, dann ſei dies nicht die Schuld 1 Einwohnerſchaft, erklärt derſelben, daß das Auftreten ihn nur 
18. ; a 8 dazu beſtimmen könne, die etwaigen Entſchließungen, welche er zu Gunſte 
Der vorliegende Antrag trete der Regierung in dem einen Hauptpunkt 4 234 5 . 
entgegen, daß er davon ausgehe, es bedürfe nur einer temporairen Mehr: Polens gefaßt habe, rückgängig zu machen, und daß er die Einwohr 
Einnahme, während die Regierung eine dauernde für dag die erachte. nerſchaft vor weiteren Demonſtrationen warne, da er entſchloſſen ſei, 
Die Anſicht der Antragſteller werde darauf begründet, daß die ? egierung in ſolchem Falle die ſtrengſten Maßregeln zu ihrer Unterdrückung in 
ſelbſt eine von Jahr zu Jahr ſich ſteigernde Mehr⸗Einnahme in Ausfiht | Anwendung bringen zu laſſen und über die Stadt den Belagerungs! 
nehme. Dieſer Steigerung der Mehr⸗Einnahme müſſe aber mit abſoluter uſtand zu verhängen. (S. die petersb Dep. in Nr. 125 d. Z.) Dieſt 
Nothwendigkeit eine Steigerung der Ausgaben gegenüber geſtellt werden. Es 3 ED a A . 3.) Diet 
ſei der Regierung ſchmerzlich, bei ihrem Vorſchlage von der geſunden Regel Reſolution iſt heute Mittags im Schloß den Vertretern der Stad 
des Staatshaushalts⸗Etats abweichen zu müſſen. Es laſſe ſich dies jedoch durch den Fürſten Statthalter mitgetheilt und ihnen bemerkt worden 
ti © je Aten e d e he — dieſelbe werde in den heutigen amtlichen Blättern zur Kenntniß de 
- ü a ; rtſchritte Fi ; f ; 1 
Wohlſtandes des Landes empfindlich hemmen werde; eine ſolche Hemmung un e 1 werben. Da die Deputatio > (welche 5 Unif 
laſſe ſich jedoch ertragen, wenn ſie fi auf wenige Jahre beſchränkt; es ſei form befohlen, aber in der Sicherheit ihres Gefühls im Frack er: 
aher bringend nothwendig, daß das geſunde Verhältniß jo bald als möglich ſchienen war) eine ſolche Antwort nicht erwartet, vielmehr den in der 
N ale . 7 11 5 ca Ber ber e auf: ganzen Stadt verbreiteten Gerüchten Glauben beigemeſſen hatte, fo bat 
dann igerung der Einnahme allein genug, | fie den Fürſten, die Veröffentlichung des Schreibens Sr. Majeſtät auf 
1 um fur alle Zeiten die Armee⸗Ausgaben zu decken, fo könne die Staats⸗eini 2 ; 75 
Regierung dieſer Anſicht nicht beitreten. Wenn in den letzten 12 Jahren einige Tage zu verſchieben, damit der Bürgerausſchuß die Stadt, welche 
eine jährliche Steigerung der Einnahmen ftattgefunden b ſeien trotzdem eine ſolche Antwort nicht erwartete, vorher auf dieſelbe vorbereiten 
große Organisationen nicht vorgenommen, ſondern dieſe Mehreinnahmen zur | könne. Der Fürſt⸗ Statthalter, welchem an der Erhaltung der Ruhe 
Deckung anderer dringender Bedürfniſſe verwendet worden, und die beiden] gelegen iſt, iſt auf den Wunſch der Deputation eingegangen, ſo da 
Häufer des Landtags hätten dies anerkannt. Die erhöhten Einnahmen wür⸗ die öffentlichen Blätter das Schreiben des Kaiſers erſt am Freita 
den alſo benutzt werden müſſen, um fortwährend ſich ſteigernde Bedürfniſſe bri d Wi den Wortl 1 
des Landes zu decken. Weil nun der Antrag nur den Zweck habe, eine ringen werden. ir hoffen Ihnen morgen den Wortlaut mittheilen 
Mehr⸗Einnahme herbeizuführen, fo ſei nach der Anſicht der Staats⸗Regierung zu können. 
darin die Entſcheidung enthalten, ob derſelbe zur Annahme geeignet ſei. ) Aus dieſen Gerüchten ſcheint nachſtehende Depeſche der „H. N.“ hervor- | B 
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Wurde man annehmen, daß die Erhöhung der Einnahmen ausreiche jo könne gegangen zu fein: „Paris, den 13. März. In ſeiner Erwiderung auf] fragt) iſt nicht zu verkennen. 
man höchstens zu dem Schlufje kommen, daß eine Erhöhung der Grund⸗ die warſchauer Petition erklärt der 7 daß ein eigener Staatsrath ſür Die. 
ſteuer nicht nöthig ſei; man habe daraus aber keine Veranlaſſung, der Re⸗ Polen eingeſetzt werden ſoll, und daß ſämmtliche officielle Aktenſtücke die In Freiburgern fanden noch Umſätze 
ulirung der Grundſteuer zu widerſprechen. Dieſe Regulirung der Grund⸗ Eingangsformel: Kaiſer aller Reußen und König von Polen tragen jol: 
„Steuer ſei die Aufgabe, welche die Staatsregierung als ihre unabweisliche len. Es wird ferner die Municipalität von Warſchau beſtätigt und 
flicht anerkannt habe, wenn von der Umgeſtaltung des Heerweſens die werden Reformen des Schulweſens verſprochen.“ bielten Abgeber melſ auf 


Rede geweſen. Bei dieſer Anſicht verbleibe die Regierung und das ſei auch n 7 5 
der eigentliche Kern des Antrages — die Grundſteuer zu bekämpfen. Um A [Eifenbahn auf dem rechten Oderufer.] Der bereits 
N dieſe Anſicht geltend zu machen, fei aber der Antrag nicht am geeigneten erwähnte Antrag der Abgeordneten v. Roſenberg⸗Lipinsky, von 
0 22 rain ee eg ee le Heydebrandt u. d. Laſa und Genoſſen lautet dahin, das Haus 
; endenz, ſo ſei do le ırtun e nirage le, ein erdict über x ‚ 7 f 
| dieſe Vorlagen zu fällen, bevor ie an das Haus gelangt feien. (Hört! wolle die Erwartung ausſprechen, daß die königl. Staatsregierung 
Hort ) Schon aus biefem Grunde glaube er, daß die Staatsregierung alle] einer zum Zweck des Baues einer Eiſenbahn auf dem rechten 
2 7 ie babe, dem Antrage entgegenzutreten, um jedes nachtheilige Praͤßu⸗[Oderufer zwiſchen Breslau und der Oppeln⸗Tarnowitzer Bahnlinie 
N e ; I zuſammentretenden Aktien⸗Geſeilſchaft ihre Genehmigung nicht verſagen, 

Der Regierung ſei die Inkonſeguenz vorgehalten, daß ſie die Bewilligung insbeſondere aber ihr die Gewährung einer den Verhältnifien entſpre⸗ 


des Zuſchlags nur auf ein Jahr verlange; dies würde aber dadurch erklärt, g ö g 18 55 
daß die Umgeftaltung des Heerweſens noch nicht definitiv regulirt fei. Eben chenden Zins⸗Garantie des Staates nicht vorenthalten und in dieſer 


ſo ſei auch keine Gefahr, anzunehmen, daß nach Ablauf des Jahres die Be⸗ Beziehung der Landesvertretung rechtzeitig die nöthige Vorlage machen 

N willigung des Zuſchlages von der Landesvertretung verſagt werde, und wenn] werde. — Dem Antrage ſind die nachſtehenden Motive beigefügt: 
ſchon die Erhebung deſſelben ein finanzielles Experiment ſei, 10 jei es paſſen⸗“ „Die dem Bau einer Eiſenbahn auf dem rechten Oderufer in der begeich⸗ 
der, alljährlich dieſe Bewilligung nachzuſuchen, als fie jetzt gleich auf 5 Jahre] neten Richtung entgegengeſtellt geweſenen Hinderniſſe find nunmehr beſeitigt. 
zu verlangen. — Außerdem ſtehe dem Arnim'ſchen Antrage der Umſtand Insbeſondere bal die oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft ſich ihres Vorbaurech⸗ 
entgegen, daß die Höhe des Prozentſatzes noch durch ein zweites Geſetz be⸗ es begeben. Das Zuſtandekommen einer Aktien⸗Geſeülſchaft zum Zweck des 
ſtimmt werden ſolle; mithin eine Erledigung der ganzen An elegenheit in] Baues der fraglichen Bahn, deren Gemeinnützigkeit ſowohl wie Nothwen⸗ 
dieſer Seſſion bei aller Anstrengung der Regierung nicht mehr ermöglicht] digkeit für den betreffenden Landestheil allſeitig, namentlich auch ſeitens der 
werden könne. — Ueber die Details der Ausführung werde fein Kommiſſar | fönigl. Staatsregierung anerkannt 15 teht in naher Ausſicht. Weſentlich 
das Nöthige mittheilen. - Ä fördernd würde dabei aber fein, jetzt ſchon zu willen, wie die königl. Staats⸗ 
(Prinz Friedrich Carl verläßt das Haus; bald auch der Kronprinz.) regierung und die Landesvertretung dieſem Unternehmen gegenwärtig ge: 
Regierungs⸗Commiſſar Geh,⸗Rath Bitter: Es iſt nicht davon die Rede, genüberſteht, ob insbeſondere eine ſolche Geſellſchaft die Uebernahme einer 
das jetzige Einkommenſteuergeſetz zu verbeſſern: wäre davon die Rede, jo] Zinsgarantie ſeitens des Staates, welche anderweitig fo vielfach gewahrt 
würde die Regierung etwaigen Vorſchlägen des Herrenhauſes gern Berück- worden, auch ihrerſeits zu erwarten hat. Dies iſt der vorläufige Zweck die⸗ 

Ae bete de in ne neun € 1 5 ſes vorläufigen Antrags.“ 

en beſitzen; ſie muß ſich erſtens unbedingt an ein beſtehendes Steuerſyſtem . — ——— —œ——̃« 
ließen, ohne beſonders großen und meitjchichtigen $ at ausführbar Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
den 0 15 gen Aar Ae e ee e ade 9105 14, März, Nachm. Uhr. Das Geſchäft war auch heute ein 


Seiten hin gerecht ſein. Nach Anſicht der Regierung beſitzt das Arnimſche ſeht ſtilles und die Courſe blieben fait unverändert. Schluß⸗Courſe: 
rojekt dieſe Eigenſchaften nicht, und ſchon aus dieſem Grunde muß ſich die Zproz. Rente 68, 10. 4 proz. Rente 2 75. Iproz. Spanier 47%. 
egierung dagegen erklären. Der Redner gibt nähere Einzelheiten über die Iproz. Spanier 41%. Silber⸗Anleihe —. eſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 

485. redit⸗mobilier⸗Attien 658. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien — Oeſterr. 


iffionen geführt werden. Die A über das Vermö d nur in] Kredit⸗Attien —, ; l 
miſſionen geführ ie Angaben über e Mind nr Paris, 14. März. Die Bank von Frankreich hat den Diskonto auf 


Pfd. bez., März und März⸗ 
1 5 able. a 


Gld. 
11% Thlr. bez., Run, u 
4 Thl 


Juni⸗Juli 20% — 1 T 


leichheiten find ſehr groß. Das Kapitalvermögen namentlich hat ſich noch] nia“ und „Fulton“ ſind aus Newyork eingetroffen. 
Am großen Theile — Einſchätzung entzogen. Cine Ausführung des Arnim: Wien, 14, März, Mittags 12 Uhr 30 Min. Borſe geſchäftslos, Hproz. 
ſchen Antrages würde deshalb nur zum größten Nachtheil derjenigen aus⸗ Metall, 64, 75. 4 proz. Metallig. 55, 75. Bankaktien 729. Nordbahn 


höher bezahlt. 


liſten Berlins vom letzten Jahre ausgezogen worden. Danach beträgt das 110, 50. Paris 58, 30. Gold —, —. Silber -,—. Eliſabetbahn 186, —. 
\ 1860er Looſe 81, 50, 


aus dem Grundbeſitz 1,960,000 Thaler, aljo etwas über 7 Procent, . 

aus dem Kapital 2,464,000 Thaler, aiſo 9 Procent, aus füdirden Stimmung für öfterr. Effekten; ſüddeutſche Fonds begehrt u, höher. Schluß: 

Einkommen, wobei nicht feſtzuſtellen, ob aus Grundbeſitz oder Kapital Courſe: Ludwigsh.⸗Bexbach 130%, Wiener Wechſel 79%. Darmſt. Bank⸗ 

3,441,000 Abele oder 13 Procent, aus Gehältern und Penſionen aktien 181. Darmſt. Zettelbant 236. Horz. Met. 8 4 prz. Met. 371. 
3.665,00 Thlr. oder 17% %, aus Gewerben 7,407,000 Thlr. oder 28%, end⸗ 185 ler Looſe 55%. Deit, National⸗Anleihe 49%. . 

4290. Es gebt Eiſend.⸗Aktien 224. Oeſt. Bant-Antheile 578. Oeſterr. Credit⸗Altien 127%. 

t 


lich aus ganz unbekannten Quellen 6,760,000 Thlr. oder 2 ö ei N 
daraus zur Genüge hervor, wie unfiher die Einſchätzung it. Es müßte, Neueſte öſterr. Anleihe 55%. Oeſt. Eliſabetbahn 123%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 


um dem Projekte des Grafen Arnim Folge zu geben, die beſtehende Geſetz. 257. Mainz⸗Luvwigsdafen har A. 1 2 : 2 g 
gebung und namentlich das Nrtlaniatfonsperfahten vollſtändig umgeſtaltet! Hamburg, 14. März Nachm. 2 Uhr 30 Min. Sehr stilles Geſchäft 
werden. Eine Vergleichung der n der Einkommenſteuer aus Grund⸗ und ohne eigentliche Kauflust. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 50%. 
beſitz und Kapital in England, wo ſehr ſtrenge Maßregeln beſtehen, zeigt,] Oeſterr. Credit⸗Attien 54%. Vereinsbank 99%. Norddeutſche Bank 87%. 
daß ſelbſt dort die Kapitalien ſich im großen Umfange der Beſteuerung zu | Diskonto —. Wien —, —. 
entziehen wiſſen; dort kommt nämlich von der Einkommenſteuer nur 137 5 Hamburg, 14. März. [Getreidemarkt.] Weizen loco höchſte letzte 


matter, pro 100 


Weißer Weizen . 80 86 90 95 
Gelber Weizen . 80 86 90 94 
Brenner⸗Weizen . 65 70 74 76 
Roggen. . . 58 69 62 64 
Gerste „ BD 
Koche „„ „„ „ 2030 08 
ocherbſen . 60 62 64 66 
witererbfen .. 54 56 58 60 
cken . . 45 50 53 56 


Berlin, 14. März. Das Geſchäft hatte heute nur in einigen wenigen 
bevorzugten Papieren eine gewiſſe Regſamkeit, im Ganzen genommen war 
die Börſe matter als geſtern und erheblich unthätiger. Die große Geſchäfts⸗ 
ſtille an den leitenden auswärtigen Plätzen läßt für die hieſige Börſe jede 
Anregung vermiſſen, die ſie aus ſich ſelbſt ſchon in bewegteren Geſchäfts⸗ 
Perioden nur ſehr ſelten zu gewinnen vermag. Namentlich wurde auch von 
Wien völlige Geſchäftsloſigkeit gemeldet und die dortigen Börſencourſe ka⸗ 
2 A a mie von 2 Fr 0 Eine günftige ar uns in letzter 

Zeit wiederholtt hervor ene in in ei iem⸗ 
ö b. a ge 
ich Pfandbriefe oft mit einer verhaͤltnißmäßig anſehnlichen Preiserhöhung. 
Die Rückwirkung auf den Geldmarkt, der heute für Diskonten noch ſchwieri⸗ 
er als e war (Geld blieb mit 2% pCt. für feinſtes Bankierpapier ge⸗ 


und Gld., Mai⸗Juni . Thlr. bez. und 


— Verantwortlicher Redakteur: M. Barker in Breslau. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


en loco 


Laguayra zu 7677 und 1000 


Div.] Z. 


11860 F. 

Oberschles. C. . 7 4 124 bz. 
dito Prior A.. — 94½ G. 
dito Prior B.. — 3½ 80% G. 
dito Prior C. 
dito Prior D.. 


dito Prior E. . — 3 3470 G. 

dito Prior F. .| 44% B. 
Oppeln-Tarnow. | % 38 ½ bz. 
Prinz-W. (St. V.)] — 454 pa. 
Rheinische — 48e ba. 

dito (St Pr.] — | 4 02 B. 

dito Prior... 4 |86% B. 

dito v. St. gar. — 4 Tr 
Rhein-Nahebahn | — | 4 1251, & % b. | 
Ruhrort-Crefeld. | — 3½ 1751, G. 
Starg.- Posener. — 3 544 B. 
Thüringer — 103% ba. 
Wilhelms-Bahn .| — 47 B. 

dito Prior. — — — 

dito III. Em. — 47 85 ½ bz. 

dito Prior St.| — 4 731), bz. 

dito dito | — 4804 B. 

Preuss. und ausl. Bank-Actien. 
Div.] Z. 
1860| F. 
Berl. K.- Verein. 5 | 4 [115% 6. 
Berl.-Hand.-Ges. | — | 4 |SIt, etw. bz. 
Berl. W.-Cred. 6] — |5 — — — 
Braunschw.Bank | — | 4 |67 ba 
Bremer 1 5 | 4 |98% ba. 
Coburg. Credit-A.| — | 4 41 bz. u. 6 
Darmst. Zettel-B.| 724) 4 |95 6. 
Darmst, (abgest.)| 4 | 4 72 B. 
Dess.-Creditb;-A. | — | 4 84 8 bz. u. B. 
Disc.-Cm.-Anthl. | — 481 bz. 
Genf. Creditb.-A.| — | 4 13 bz. (i. D.) 
Geraer Bank 4471 B. 
Hamb. Nrd. Bank 44 G. 

„ Ver. „ 4 499% 6. 
Haunov. 5 sy 4 91, G. 
Leipziger = — 4 160% bz. (i. D.) 
Luxembrg. „ 71484 B. (l. D) 
Magd. Priv. „ 3, 479 
Mein.- Creditb.-A.| — | 4 69 bz. 
Minerva-Bwg.-A. | — | 5 |19'% etw. bz 
Oester. Crdtb.-A.| — | 5 54½ 4 ½ ba 
Pos. Prov.-Bank 5% 4 182%, 4 83 ba 
Preuss. B.- Anthl | 54 6 124% bz 
Schl. Bauk-Ver. | 5 ROY bz. u. G 
Thüringer Bank | — | 4 54½ bz. 
Weimar. Bank.. — | 4 173°@. 

Wechsel-Co 
Amsterdam 8. bz. 
S A re 4 5 
amburg . 180% bz. 

Ait „ > bz. 
London .......,. 2 bz. 
FAnil... 2. 
Wien österr. Währ. 

dito 2 M. 66 ½ bz 
Augsburg 2 M. 56. 22 bz 
Leipzig 99% bz. 

to N G. 
Frankfurt a. M.. 42 M. 2 bz 
Petersburg 3 W. 95% ba. 
Warschau 8 T. 91 b. 
Bremen 8 7.109% bz. 


Renten ehe, fit ern gend ischt, 


I Bien Thlr. bez., 45% Thlr. Br, 
r. 
Mal⸗Juni 464—76 Thlr. bez., 46% Thlr. Br., 46 Thlr. Gld., Juni⸗Juli 


Gld., Mai⸗Juni 25% — 7 Thlr. bez., Juni⸗Juli 25% Thlr. Br. 25% Thlr. 

— Erbſen, Koch⸗ und Futterwaare 46 —54 Thlr. — Rübdl ioco 
ud März April 11%, Thlr. Br., 11% Thlr. Gld., 
r. bez. und Gld., 11% Th 


Thlr. bez 


In Weizen war das Geſchäft bei größerem Angebot jtill, Roggen in 


gehenber Richtung und wurden anſehnlich billiger verkauft. Rübbl wiederum 
flau und neuerdings gewichen, befeſtigte ſich dann und ſchließt weſentlich 


Breslau, 15. März, en Bei ſehr mittelmäßigen 
Zuführen und Angeboten von Bodenlägern in alle 0 1 
mäßiges Geſchäft zu geſtrigen Preiſen, und nur gute Qualitäten Weizen 
und Roggen 11 77 — Oel⸗ und Kleeſaaten ohne Aenderung. — Spiritus 
uart loco 8585 März 20% B. 
gr. 


n Getreidekörnern nur 


Sgr. 8 


— — 
Winterraps. . 85 90 92 94 96 
Winterrübſen 80 84 87 89 91 
Sommerrübſen 75 80 84 86 88 
Schlagleinſaat 70 75 80 85 93 


— Tolr..— f 
Rothe Kleeſaat . . II 13 15 16 17 4 
Weiße dito 8 12 15 18 21% 
Thymothee . 9% 10 10% 11 11 ke 


